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Entscheidungen und Erkenntnisse

Nachträglich beigebrachtes Sachverständigengutachten als 
Wiederaufnahmsgrund (§ 530 Abs 1 Z 7 ZPO) – Privatgutachten 
haben nur den Rang von Privaturkunden und sind nicht als 
Sachverständigenbeweis nach §§ 351 ff ZPO zu qualifizieren
1.	 Der von der Klägerin geltend gemachte Wiederauf-

nahmsgrund der neuen Tatsachen und Beweismit-
tel (§ 530 Abs 1 Z 7 ZPO) soll der materiellen Wahr-
heit in jenen Fällen zum Durchbruch verhelfen, in 
denen die tatsächliche Entscheidungsgrundlagen 
(Urteilstatbestand) unrichtig oder unvollständig 
waren. Ein nachträglich beigebrachtes Gutachten 
ist nach der Rechtsprechung grundsätzlich keine 
neue Tatsache, wenn das Thema des Gutachtens 
bereits im Hauptprozess bekannt war.

2.	 Nach einzelnen Entscheidungen des OGH kann 
einem nachträglichen Gutachten unter anderem 
dann die Eignung als Wiederaufnahmsgrund nicht 
von vornherein abgesprochen werden, wenn das 
im Hauptprozess erstattete Sachverständigengut-
achten auf einer unzulänglichen Grundlage erstat-
tet wurde.

3.	 Für einen Wiederaufnahmsgrund muss die Unzu-
länglichkeit der Grundlagen des im Hauptprozess 
eingeholten Gutachtens nicht nur unsubstanziiert 
behauptet, sondern durch konkretes und schlüs-
siges Vorbringen dargetan werden. Es muss er-
sichtlich sein, dass ein für die Begutachtung we-
sentlicher Umstand unbeachtet geblieben bzw den 
aufgezählten „weiteren Grundlagen“ irgendein 
Aspekt zu entnehmen sei, der vom zunächst bei-
gezogenen Sachverständigen nicht berücksichtigt 
wurde.

4.	 Im Übrigen kann auf die ständige Rechtsprechung 
verwiesen werden, wonach sich das Gericht ohne 
Weiteres dem gerichtlichen Gutachten anschließen 
darf, wenn es dieses für schlüssig und sachlich be-
gründet erachtet, und zwar selbst dann, wenn das 
Gerichtsgutachten in Widerspruch zum Ergebnis 
eines von den Parteien privat beauftragten Gutach-
tens steht. Das Gericht ist nicht verpflichtet, Wi-
dersprüche zwischen den Gutachten aufzuklären. 
Privatgutachten haben bloß den Rang von Privatur-
kunden und können nicht als Sachverständigen-
beweis im Sinne der §§ 351 ff ZPO herangezogen 
werden.

OGH vom 22. Dezember 2016, 6 Ob 193/16z

1. Selbst die von der Klägerin in ihrem außerordentlichen 
Revisionsrekurs bezogene Entscheidung 8 Ob 52/05p 
führte unter Bezugnahme auf ständige Rechtsprechung 
des OGH aus:

Der von der Klägerin geltend gemachte Wiederaufnahms-
grund der neuen Tatsachen und Beweismittel (§ 530 Abs 1 
Z 7 ZPO) soll der materiellen Wahrheit in jenen Fällen zum 
Durchbruch verhelfen, in denen die tatsächliche Entschei-
dungsgrundlagen (Urteilstatbestand) unrichtig oder un-
vollständig waren (9 Ob 7/05b; 10 ObS 169/03f mwN). Ein 
nachträglich beigebrachtes Gutachten ist nach der Recht-
sprechung grundsätzlich keine neue Tatsache, wenn das 
Thema des Gutachtens bereits im Hauptprozess bekannt 
war (RIS-Justiz RS0044834; 9 Ob 7/05b). Die gegentei-
lige Ansicht hätte nämlich zur Folge, dass Prozesse in 
denen ein Sachverständigenbeweis beantragt hätte wer-
den können, wiederaufgenommen werden müssten, wenn 
die unterlegene Partei nachträglich ein ihrem Standpunkt 
günstiges Gutachten vorlegen kann, aber auch Prozesse, 
in welchen ein Sachverständigenbeweis bereits durchge-
führt wurde, wiederaufgenommen werden müssten, wenn 
die unterlegene Partei ein Gutachten vorlegt, das von dem 
des bestellten Sachverständigen abweicht (9 Ob 7/05b; 
10  ObS 169/03f). Richtig ist allerdings, dass nach ein-
zelnen Entscheidungen des OGH einem nachträglichen 
Gutachten unter anderem dann die Eignung als Wieder-
aufnahmsgrund nicht von vornherein abgesprochen wer-
den kann, wenn das im Hauptprozess erstattete Sachver-
ständigengutachten auf einer unzulänglichen Grundlage 
erstattet wurde (9 Ob 7/05b; 10 ObS 169/03f).

Von einem Wiederaufnahmsgrund im Sinne der zuletzt 
wiedergegebenen Entscheidungen kann aber nur dann die 
Rede sein, wenn die Unzulänglichkeit der Grundlagen des 
im Hauptprozess eingeholten Gutachtens nicht nur unsub-
stanziiert behauptet, sondern durch konkretes und schlüs-
siges Vorbringen dargetan wird (vgl etwa 10 ObS 169/03f – 
Widerruf der dem Gutachten zugrunde liegenden Aussage 
eines Arztes; 9 Ob 7/05b – keine Befundung wesentlicher 
MRT-Folien durch den Sachverständigen). Davon kann 
aber – wie das Berufungsgericht richtig ausgeführt hat – 
hier überhaupt nicht die Rede sein. Vielmehr beschränkt 
sich die Wiederaufnahmsklägerin auf die Aufzählung einer 
Reihe von „Grundlagen“ (einige Untersuchungs- und Be-
fundberichte, die sämtlich einige Jahre nach dem hier 
maßgebenden Zeitraum erstellt wurden, sonst im Wesent-
lichen Gerichtsakten und Parteieingaben), ohne dass in 
irgendeiner Weise erklärt wird, in welcher Weise der (nicht 
dargelegte) Inhalt dieser „Grundlagen“ für die Begutach-
tung bedeutsam sein solle. Dieser Aufzählung wird die 
Behauptung gegenübergestellt, dass dem Gutachter des 
Hauptprozesses weniger an Grundlagen zur Verfügung 
gestanden sei (Studium des Aktes, Vorgutachten, psych-
iatrische Untersuchung und Befragung der Klägerin durch 
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den Sachverständigen). Daraus wird aber in keiner Wei-
se ersichtlich, dass ein für die Begutachtung wesentlicher 
Umstand unbeachtet geblieben bzw den aufgezählten 
„weiteren Grundlagen“ irgendein Aspekt zu entnehmen 
sei, der vom zunächst beigezogenen Sachverständigen 
nicht berücksichtigt wurde.

Demgegenüber beruft sich die Klägerin hier nicht einmal 
auf „weitere Grundlagen“, sondern macht lediglich geltend, 
aufgrund der Ausführungen des Privatgutachters sei das 
Gerichtsgutachten widerlegt.

2. Im Übrigen kann auf die ständige Rechtsprechung ver-
wiesen werden, wonach sich das Gericht ohne Weiteres 
dem gerichtlichen Gutachten anschließen darf, wenn es 
dieses für schlüssig und sachlich begründet erachtet, und 
zwar selbst dann, wenn das Gerichtsgutachten in Wider-
spruch zum Ergebnis eines von den Parteien privat be-
auftragten Gutachtens steht (8 Ob 75/11s; ebenso bereits 
9 ObS 21/87); das Gericht ist deshalb auch nicht verpflich-
tet, Widersprüche zwischen den Gutachten aufzuklären 
(RIS-Justiz RS0040592). Nach zahlreichen (älteren) Ent-
scheidungen (RIS-Justiz RS0058636; RS0058054) waren 
Privatgutachten überhaupt nicht zu berücksichtigen; auch 
die jüngere Rechtsprechung (RIS-Justiz RS0040636) geht 
davon aus, dass Privatgutachten bloß den Rang von Pri-
vaturkunden haben und nicht als Sachverständigenbeweis 
im Sinne der §§ 351 ff ZPO herangezogen werden können 
(dazu auch 17 Ob 21/10b).


